Bericht des Büros zum Entwurf des Vernehmlassungs- und Kommunikationskonzepts zuhanden des Verfassungsrats



Einleitung



Allgemeines



Bevor sich der Verfassungsrat eines Kantons an die Arbeit machen kann, muss er zuerst festlegen, auf welche Weise er die Bevölkerung an der Totalrevision beteiligen will. Eine Verfassung stellt nämlich die neue rechtliche Basis der Gesellschaft dar; sie muss die rechtsstaatlichen Grundwerte enthalten und den künftigen sozialen und politischen Forderungen des Kantons entsprechen. Um diese gemeinsamen Werte (über die politischen, sozialen und kulturellen Unterschiede hinweg) festzulegen, muss das Volk von Anfang an informiert und einbezogen werden. Dieses Vorgehen hat zudem zwei Funktionen: Es sollte es einerseits der Bevölkerung ermöglichen, am Revisionsprozess teilzunehmen und die ihr unterbreiteten neuen Lösungen besser zu verstehen (und zu akzeptieren), und es sollte es andererseits dem Verfassungsrat erlauben abzuschätzen, ob ein bestimmter Vorschlag mehrheitsfähig ist.



Die Totalrevision der Freiburger Staatsverfassung erfolgt in einem solchen offenen Prozess (vgl. z.B. die von der Projektoberleitung ausgearbeiteten Ideenhefte und die Antworten und Reaktionen darauf). Der Verfassungsrat hat in seiner Geschäftsordnung seine Bereitschaft zur Kommunikation, sowohl intern als auch nach aussen, und vor allem zur Beteiligung der Bevölkerung an der Verfassungsrevision unterstrichen (vgl. I. Gesetzesgrundlagen). Um diese Ziele zu verwirklichen, wurde insbesondere die Ausarbeitung eines Vernehmlassungs- und Kommunikationskonzepts vorgesehen, das die Grundlagen seiner Kommunikationspolitik enthält: Ziele, Gesetzesgrundlagen, Zielpublikum, Massnahmen usw. 



Der vorliegende Bericht soll das Vorgehen bei der Ausarbeitung dieses Konzepts und den dem Verfassungsrat zur Genehmigung unterbreiteten Entwurf erläutern.





Vorgehen bei der Ausarbeitung des Konzeptentwurfs / Arbeitsgruppe "Vernehmlassung und Kommunikation"



Gemäss Artikel 12 Ziff. 8 der Geschäftsordnung des Verfassungsrats sorgt das Büro für die Kommunikation mit der Öffentlichkeit und insbesondere für die Information der Bevölkerung. Es erarbeitet zu diesem Zweck ein allgemeines Vernehmlassungs- und Kommunikationskonzept und unterbreitet es dem Verfassungsrat.



Das Büro beauftragte eine Arbeitsgruppe, einen Entwurf für ein solches Konzept auszuarbeiten und ihm zu unterbreiten.



Die Arbeitsgruppe setzte sich wie folgt zusammen: Sophie BUGNON, Joseph BINZ, Moritz BOSCHUNG, Yvonne GENDRE, Jean-Bernard REPOND, Kurt SAGER, Dominique VIRDIS YERLY, Philippe WANDELER und Andréa WASSMER. Rose-Marie DUCROT, Präsidentin des Verfassungsrats, Katharina HÜRLIMANN, 1. Vizepräsidentin, und Christian LEVRAT, 2. Vizepräsident, nahmen ebenfalls an den Sitzungen teil.



Die Sitzungen wurden von Yvonne GENDRE präsidiert. Das Sekretariat führte Christelle LUISIER, Juristin bei der Direktion des Innern und der Landwirtschaft. Antoine GEINOZ, Generalsekretär des Verfassungsrats, nahm an den letzten drei Sitzungen der Arbeitsgruppe teil.



Die Arbeitsgruppe trat fünfmal zusammen. Die Sitzungen fanden in den Räumlichkeiten des Amts für Zivilschutz in Granges-Paccot und des Landwirtschaftlichen Instituts in Grangeneuve statt, und zwar am:

Montag, dem 4. Dezember 2000,

Donnerstag, dem 14. Dezember 2000,

Mittwoch, dem 20. Dezember 2000,

Montag, dem 8. Januar 2001, und

Montag, dem 15. Januar 2001.



An ihrer Sitzung vom 8. Januar 2001 stellte die Arbeitsgruppe ihren Entwurf mehreren Vertretern der freiburgischen Journalistenvereinigung vor und holte ihre Meinungen dazu ein. Am 11. Januar 2001 traf sich eine Delegation der Arbeitsgruppe mit verschiedenen Chefredaktoren von lokalen Zeitungen und Radiostationen und diskutierte mit ihnen über die Möglichkeit, dem Verfassungsrat regelmässig Platz in den einzelnen Medien zu reservieren.



Das Büro und die Fraktionspräsidenten haben den Konzeptentwurf und den diesbezüglichen Bericht an ihrer Sitzung vom 16. Januar 2001 im Landwirtschaftlichen Institut Grangeneuve geprüft, geändert und genehmigt.



�

Aufbau des Konzeptentwurfs



Die Arbeitsgruppe erstellte auf der Grundlage der Geschäftsordnung des Verfassungsrats einen Entwurf für ein Vernehmlassungs- und Kommunikationskonzept, wobei sie sich vor allem auf die in anderen Kantonen gewählten Lösungen stützte (z.B. Waadt). Der Entwurf ist wie folgt aufgebaut:



I.	Gesetzesgrundlagen

Ziele

Kommunikationsziele

Vernehmlassungsziele

Zielpublikum

Verantwortliche Organe

Geplante Massnahmen

Kommunikation

Vernehmlassung

Weitere Mitwirkungsmöglichkeiten

Überprüfung

Budget



Der Konzeptentwurf umfasst also die wichtigsten Fragen in Bezug auf die Vernehmlassungs- und Kommunikationspolitik des Verfassungsrats (wer macht was, wie und mit welchen Mitteln). Er ist jedoch sehr allgemein formuliert, damit er im Einzelfall angepasst werden kann. Aufgrund des dynamischen Charakters der Verfassungsrevision muss das Konzept im Übrigen regelmässig aktualisiert werden, was unter der Verantwortung des Büros erfolgt.





I.	Gesetzesgrundlagen



Die Geschäftsordnung enthält mehrere Bestimmungen über die Beziehungen des Verfassungsrats zur Bevölkerung. Ihr Zweck besteht laut Artikel 1 insbesondere in der Regelung der Beziehungen des Verfassungsrats zu den übrigen Behörden des Staats und zur Bevölkerung.



Es gilt hier zu unterscheiden zwischen den Bestimmungen, welche die Kommunikation regeln, und den Normen über die Mitwirkung der Bevölkerung an der Verfassungsrevision.







Kommunikation



Die Information der Bevölkerung wird in der Geschäftsordnung des Verfassungsrats auf verschiedene Weise geregelt.



Intern sieht die Geschäftsordnung mehrere Massnahmen vor, die den Informationsfluss zwischen den Mitgliedern des Verfassungsrats gewährleisten sollen.

Die Präsidentenkonferenz koordiniert die Arbeiten der Kommissionen (Art. 32 ff.). Dies bedeutet vor allem, dass die Mitglieder der Konferenz sich gegenseitig über den Stand der Arbeiten des Büros und der Kommissionen informieren müssen. Eine solche Regelung ist namentlich in der ersten Phase, d.h. während der Arbeit in den Sachbereichskommissionen, wichtig. 

Des Weiteren ist das Büro verpflichtet, den Verfassungsrat über seine Arbeiten zu informieren (Art. 12 Ziff. 7), während der Generalsekretär den Mitgliedern des Verfassungsrats die für ihr Amt erforderlichen Dokumente und Informationen abgibt (Art. 18 Ziff. 4). Die Mitglieder erhalten z.B. regelmässig die Sitzungsprotokolle (Art. 20) und das Amtliche Tagblatt der Sitzungen des Verfassungsrats (Art. 21 Abs. 2). 



Bei der Kommunikation nach aussen unterscheidet die Geschäftsordnung zwischen den Beziehungen des Verfassungsrats zur Bevölkerung im Allgemeinen und zu den übrigen Behörden des Kantons.



Das 5. Kapitel der Geschäftsordnung regelt die Grundzüge der Beziehungen des Verfassungsrats zur Bevölkerung. Laut Artikel 71 Abs. 2 und 3 bezieht der Verfassungsrat die Bevölkerung in seine Arbeit ein und informiert sie über den Gang seiner Arbeiten. Die Modalitäten dieser Information müssen im Vernehmlassungs- und Kommunikationskonzept geregelt werden (Art. 71 Abs. 4). Die Geschäftsordnung legt jedoch einige Grundsätze fest, die das Konzept beachten muss:

In Bezug auf die für die Information verantwortlichen Behörden sieht Artikel 12 Ziff. 8 vor, dass das Büro für die Kommunikation mit der Öffentlichkeit und insbesondere für die Information der Bevölkerung sorgt. Es erarbeitet das Konzept und unterbreitet es dem Verfassungsrat zur Genehmigung. Die Präsidentin oder der Präsident vertritt unter Mithilfe des Generalsekretärs grundsätzlich den Verfassungsrat nach aussen (Art. 13 Ziff. 5). Die Sachbereichskommissionen können die Bevölkerung über das Ergebnis ihrer eigenen Arbeit informieren, und zwar grundsätzlich beim Abschluss der Arbeiten (Art. 31 Abs. 5). Das Sekretariat wirkt schliesslich bei der Umsetzung der vom Verfassungsrat beschlossenen Kommunikationspolitik mit (Art. 18 Ziff. 6 und 7).

Was die Kommunikationsmittel anbelangt, sieht die Geschäftsordnung lediglich vor, dass die Sitzungen des Verfassungsrats öffentlich sind (Art. 44). Zudem werden die Verhandlungen des Verfassungsrats in ihrem Wortlaut in das Amtliche Tagblatt der Sitzungen aufgenommen (Art. 21). Die Sitzungen der Kommissionen sind jedoch nicht öffentlich. Diese können die Ergebnisse ihrer Arbeit jedoch bekanntgeben. Die Geschäftsordnung sieht allerdings kein besonderes Instrument vor, um diese Information sicherzustellen.



Das 4. Kapitel der Geschäftsordnung regelt die Beziehungen des Verfassungsrats zu den übrigen Behörden des Staats. Nach Artikel 67 informiert der Verfassungsrat den Staatsrat und je nach Gegenstand die anderen Kantonsbehörden regelmässig über den Stand der Arbeiten. Diese Behörden informieren den Verfassungsrat ihrerseits über Entwürfe und laufende Projekte, die einen Einfluss auf die Totalrevision der Staatsverfassung haben könnten. Um die Informations- und Koordinationsziele zu erreichen, kommen verschiedene konkrete Lösungen in Frage. Die Geschäftsordnung zählt mehrere auf, wobei der Verfassungsrat weitere Möglichkeiten vorsehen kann, sofern er dies für notwendig erachtet. Das Büro des Verfassungsrats trifft sich z.B. regelmässig mit einer Delegation des Grossen Rats und des Staatsrats, um die Tätigkeit dieser Behörden zu koordinieren (Art. 67 Abs. 3). Zudem können die Mitglieder der Kantonsbehörden an den Sitzungen des Verfassungsrats und seiner Kommissionen teilnehmen und aufgefordert werden, sich mit beratender Stimme zu äussern (Art. 68 f.). Es gilt zu beachten, dass die vorerwähnten Massnahmen sowohl im Rahmen der Information als auch bei der Vernehmlassung bei den Behörden zur Anwendung kommen können (vgl. weiter oben).





Vernehmlassung



Die Geschäftsordnung des Verfassungsrats enthält einige Bestimmungen über die Vernehmlassung bei der Bevölkerung und den übrigen Behörden.



Artikel 71 Abs. 1 umfasst den Grundsatz, wonach der Verfassungsrat die Bevölkerung in seine Arbeit einbezieht. Die Einzelheiten der Vernehmlassung müssen im Vernehmlassungs- und Kommunikationskonzept geregelt werden (Art. 71 Abs. 4), wobei die einschlägigen Bestimmungen der Geschäftsordnung zu beachten sind. Laut Artikel 71 Abs. 2 können die Vereine, Organisationen und interessierten Personen dem Verfassungsrat ihre Vorschläge unterbreiten. Artikel 12 Ziff. 6 der Geschäftsordnung konkretisiert diese Bestimmung, indem er das Büro ermächtigt, die Vorschläge der Bevölkerung entgegenzunehmen und sie dem Verfassungsrat oder den zuständigen Kommissionen zu übermitteln. Die Kommissionen, die sich bei ihrer Arbeit insbesondere auf die Vorschläge der Bevölkerung stützen (Art. 23 Abs. 2), behandeln die an sie gerichteten schriftlichen Vorschläge und entscheiden über die Folge, die sie ihnen geben wollen (Art. 30 Abs. 2). Sie informieren die Verfasserinnen und Verfasser der Eingaben schriftlich darüber. Schliesslich können sie Fachleute anhören und Personen, Gruppen oder Vereinigungen einladen, die den Wunsch geäussert haben, angehört zu werden (Art. 30 Abs. 1). Diese Bestimmungen beziehen sich mehrheitlich auf die Phase der Arbeit in den Sachbereichskommissionen. Mit dem Konzept sollen die in dieser Phase möglichen Massnahmen ergänzt und die Grundsätze der eigentlichen Vernehmlassung aufgestellt werden, die nach der Unterbreitung der Kommissionsberichte stattfindet.



Die Beteiligung der übrigen Kantonsbehörden ist im 4. Kapitel geregelt, das die Beziehungen zwischen dem Verfassungsrat und den Kantonsbehörden behandelt. Diese können auf ihren Wunsch oder auf Ersuchen des Verfassungsrats an den Plenar- oder Kommissionssitzungen teilnehmen und angehört werden (Art. 68 f.). Das Vernehmlassungs- und Kommunikationskonzept sollte vor allem präzisieren, dass diese Behörden bei der offiziellen Vernehmlassung konsultiert werden.





Ziele



Kommunikationsziele



Die Kommunikationspolitik des Verfassungsrats muss mehrere Ziele verfolgen:



Intern geht es vor allem darum, den Ideenaustausch und den Informationsfluss zwischen den Mitgliedern des Verfassungsrats sicherzustellen. Es wäre beispielsweise schade, wenn die einzelnen Sachbereichskommissionen völlig isoliert diskutieren und sich nicht darum kümmern würden, was die anderen Kommissionen machen. Jedes Mitglied muss über die Tätigkeit aller Organe des Verfassungsrats (Büro, Präsidentenkonferenz, Kommissionen usw.) informiert werden können, damit es den Überblick über den Gang der Arbeiten behält. Damit die Verfassungsrätinnen und –räte optimal informiert sind, müssen sie übrigens die Möglichkeit haben, alle für ihr Amt erforderlichen Unterlagen vom Sekretariat zu beziehen (Protokolle und Tagblatt der Sitzungen, Informationen zu einem bestimmten Thema, Unterlagen zur Verfassungsrevision in anderen Kantonen usw.).



Nach aussen hin muss der Verfassungsrat zunächst die Bevölkerung über sein Vorgehen und seine Arbeitsweise informieren. Der Verfassungsrat ist ein neues Organ mit einer eigenen Organisation und Arbeitsweise. Deshalb muss man der Bevölkerung erklären, wie er seine Arbeit innerhalb der ihm gesetzten Fristen und mit den ihm zur Verfügung gestellten finanziellen Mitteln organisieren und planen will. Des Weiteren muss der Verfassungsrat über den Inhalt und die Ergebnisse seiner Arbeit informieren. Es genügt nicht, wenn die gefassten Beschlüsse nur bekanntgegeben werden. Sinnvoller ist eine dynamische Kommunikation, bei der die Bevölkerung zur Mitwirkung aufgefordert wird: Die Kommunikation muss die Diskussion lancieren, die ihrerseits die Überlegungen der Verfassungsrätinnen und –räte beeinflussen kann. Schliesslich muss der Verfassungsrat auch dafür sorgen, dass er die gesamte Bevölkerung des Kantons Freiburg anspricht, und seine Kommunikationspolitik dem Zielpublikum anpassen.





Vernehmlassungsziele



Wie der Verfassungsrat in seiner Geschäftsordnung festhält, will er die Bevölkerung an seiner Arbeit beteiligen. Dies bedeutet in erster Linie, dass die interessierten Kreise und Personen die Möglichkeit haben müssen, dem Verfassungsrat ihre Vorschläge zu unterbreiten. Um dieses Ziel zu erreichen, muss die Mitwirkung gefördert werden, muss erklärt werden, wie die Sachbereichskommissionen die Vorschläge behandeln, muss die Möglichkeit geschaffen werden, umfassendere Vorschläge einzubringen (Bericht) und muss sogar die Anhörung bestimmter Interessengruppen (insbesondere Jugendliche, Ausländerinnen und Ausländer) vorgesehen werden.



In zweiter Linie müssen die interessierten Kreise und Personen zum Entwurf und vor allem zu den Neuerungen und/oder umstrittenen Punkten befragt werden. Es ist wichtig, dass nicht nur das Zielpublikum, sondern direkt die Menschen konsultiert werden, und zwar vom Beginn der Arbeiten an. Dabei muss der Verfassungsrat den Bürgerinnen und Bürgern genügend Zeit lassen, damit sie ihre Meinung bilden und auch ändern können.





Zielpublikum



Die Verfassungsrevision betrifft naturgemäss die gesamte Bevölkerung des Kantons Freiburg. Der Verfassungsrat möchte daher sämtliche Kreise informieren und konsultieren. Da er aber je nach Personen und Organen, an die er sich richtet, unterschiedliche Kommunikationskanäle verwenden muss, empfiehlt es sich jedoch, das Zielpublikum genauer zu definieren. Im Konzeptentwurf wird gestützt auf das Waadtländer Modell zwischen fünf Interessengruppen unterschieden (politische Behörden, Jugendliche, Vereinigungen, Medien usw.).



Das Sekretariat wird die im Konzept aufgeführte Tabelle konkretisieren und für jede Gruppe eine Liste der im Kanton aktiven Institutionen und Personen erstellen. Anhand dieser Liste wird insbesondere entschieden, welche Personen und Institutionen zur offiziellen Vernehmlassung eingeladen werden.



�

Verantwortliche Organe



Intern



Intern geht es darum festzulegen, wer für den reibungslosen Informations- und Gedankenaustausch zwischen den Verfassungsrätinnen und –räten verantwortlich ist. Die interne Kommunikation dürfte vor allem während der ersten Phase wichtig sein, in der die Verfassungsratsmitglieder über die Arbeit der einzelnen Sachbereichskommissionen auf dem Laufenden gehalten werden sollten. Der Konzeptentwurf übernimmt die Grundsätze der Geschäftsordnung und konkretisiert sie:



Als Koordinationsorgan hat das Büro in Bezug auf die Information die Funktion einer Schnittstelle.

Das Büro informiert sich bei seinen Mitgliedern und beim Generalsekretär über den Gang der Arbeiten in den Sachbereichskommissionen. Da der Sekretär an den meisten Sitzungen der Organe des Verfassungsrats teilnimmt, hat er auch einen Überblick über den Stand der Diskussionen. Das Präsidium des Verfassungsrats informiert sich auch durch seine Teilnahme an den Sitzungen der Präsidentenkonferenz, die neben dem Präsidium die Präsidentinnen und Präsidenten der Sachbereichskommissionen umfasst. 

Das Büro leitet die Information an die Mitglieder des Verfassungsrats weiter. Es informiert sie ausserdem über seine eigene Tätigkeit im Bereich Planung, Koordination usw.



Die Mitglieder der Präsidentenkonferenz sind gehalten, sich gegenseitig über den Stand der Arbeiten des Büros und der Kommissionen zu informieren. Das Präsidium leitet diese Informationen an das Büro weiter. Die Kommissionspräsidentinnen und –präsidenten übermitteln den Kommissionsmitgliedern die Informationen, die sie direkt betreffen.



Das Sekretariat trägt in verschiedener Hinsicht dazu bei, den Informationsfluss unter den Verfassungsrätinnen und –räten sicherzustellen, da es unter der Verantwortung des Büros bei der Umsetzung der internen Kommunikationspolitik mitwirkt.





Nach aussen



Bei der Kommunikation mit der Öffentlichkeit geht es darum festzulegen, welche Organe für die Kommunikation mit der Bevölkerung zuständig sind und wer die Kommunikation koordiniert. 



Die Geschäftsordnung sieht allgemein vor, dass das Büro für die Kommunikation mit der Öffentlichkeit und insbesondere für die Information der Bevölkerung sorgt. Die Präsidentin oder der Präsident vertritt grundsätzlich den Verfassungsrat nach aus�sen. Die Sitzungen der Sachbereichskommissionen sind nicht öffentlich. Diese sind jedoch befugt, die Bevölkerung über die Ergebnisse ihrer Arbeit zu informieren.



Der Konzeptentwurf übernimmt und konkretisiert die oben aufgeführten Grundsätze für die Phase der Arbeit in den Sachbereichskommissionen: 

In dieser Phase informiert das Büro über das Vorgehen des Verfassungsrats (Organisation, Arbeitsweise, Planung) und koordiniert die Kommunikation mit der Öffentlichkeit. Es legt insbesondere die Häufigkeit der Kommunikation (z.B. Zahl der Pressekonferenzen und Informationsbulletins pro Jahr) und die Staffelung der Information fest. Es sorgt z.B. dafür, dass nicht zu wenig und nicht zu viel Informationen auf einmal erteilt werden. Schliesslich wacht es darüber, dass die Kommissionen dieselben Kommunikationsvorschriften befolgen.



Die Kommissionen sind für den Inhalt der nach aussen abgegebenen Information verantwortlich. Sie informieren die Bevölkerung über die geprüften Fragen, die diskutierten Punkte und die gefassten Beschlüsse. Im Hinblick auf eine einheitliche Informationspraxis werden vorgängig gewisse Kommunikationsvorschriften festgelegt, entweder im Konzept selbst oder später vom Büro. Der Konzeptentwurf sieht beispielsweise vor, dass jede Kommission einen oder mehrere Sprecher bezeichnen kann, welche die Anfragen der Medien beantworten. Für diese Aufgabe sind die Kommissionspräsidentinnen und –präsidenten wohl am besten geeignet, da sie den Überblick über die gesamten Arbeiten haben. Gegebenenfalls braucht es jedoch noch eine zweite Sprecherin bzw. einen zweiten Sprecher, z.B. weil diese Person eine Minderheit in der Kommission vertritt oder der anderen Sprachgemeinschaft angehört. Die Journalistinnen und Journalisten haben daher in jeder Kommission einen oder mehrere Ansprechpartner, die ihre Fragen beantworten und wenn nötig Kontakte zu anderen Kommissionsmitgliedern herstellen können, die sich besonders für ein bestimmtes Thema interessieren.



Das Sekretariat hat während der ganzen Verfassungsrevision die Aufgabe, die Kommunikationspolitik des Verfassungsrats zu realisieren und das Büro in seinen Vernehmlassungs- und Kommunikationsaufgaben zu unterstützen. Es ist insbesondere beauftragt, gewisse Vernehmlassungs- und Kommunikationsinstrumente zu entwickeln (Website, Informationsbulletin usw.), Informationsmaterial für die öffentlichen Veranstaltungen zusammenzustellen und sich um die Logistik dieser Anlässe zu kümmern.



Schliesslich ist darauf hinzuweisen, dass die Vernehmlassungs- und Kommunikationspolitik des Verfassungsrats nur erfolgreich sein kann, wenn dessen Mitglieder in ihrem Umfeld und in ihrer Region (Arbeit, Vereine, Pfarrei, Gemeinde usw.) den Kontakt mit der Öffentlichkeit suchen und die Information weiterleiten.





Massnahmenplan



Allgemeines



Der Konzeptentwurf umfasst eine (nicht erschöpfende) Aufzählung der Mittel, mit denen der Verfassungsrat seine Vernehmlassungs- und Kommunikationspolitik konkretisieren kann.



Der Entwurf unterscheidet zwischen den Mitteln der Kommunikation (z.B. Informationsbulletin) und den Mitteln der Vernehmlassung (z.B. Wettbewerb für die Präambel). Allerdings kann die Grenze zwischen Information und Vernehmlassung relativ fliessend sein. So muss die Kommunikationspolitik des Verfassungsrats nicht nur dazu dienen, die Bevölkerung zu informieren, sondern auch zur Mitwirkung anregen, den Dialog herstellen. Dies lässt sich anhand von zwei Beispielen illustrieren: 

Die Website des Verfassungsrats muss sowohl über dessen Arbeit informieren als auch der Bevölkerung die Möglichkeit geben, ihre Bemerkungen über ein themenbezogenes Forum einzubringen. 

Die Forumsdiskussionen sollten es den Mitgliedern des Verfassungsrats erlauben, einerseits das Publikum zu informieren und andererseits dessen Vorschläge zu den einzelnen Themen der Verfassungsrevision einzuholen.



Die Vernehmlassung und die Kommunikation können verschiedene Formen annehmen: schriftliche Kommunikation, Internet, direkte Kontakte usw. Wer z.B. im Internet surft, nimmt nicht unbedingt an einer Forumsdiskussion teil und umgekehrt. Damit die ganze Bevölkerung erreicht werden kann, muss die Kommunikation also dem jeweiligen Zielpublikum angepasst werden. 



Der Konzeptentwurf verwendet für alle vorgeschlagenen Massnahmen denselben Aufbau: Jedes Mal werden die Ziele, der Inhalt der Massnahme, die verantwortlichen Organe (Umsetzung und Koordination), das Zielpublikum und der Zeitplan definiert. Die finanziellen Auswirkungen sind im Punkt VII "Budget" aufgeführt. 



Aufgrund des dynamischen Charakters der Verfassungsrevision müssen die im Konzept vorgeschlagenen Massnahmen regelmässig evaluiert und je nach dem Gang der Arbeiten angepasst werden.



Im vorliegenden Bericht sollen nicht sämtliche Massnahmen im Detail kommentiert, sondern lediglich einige besondere Aspekte hervorgehoben werden.





Kommunikation



Logo



Der Konzeptentwurf sieht vor, dass sich der Verfassungsrat sein eigenes Logo gibt, um dem Projekt Verfassungsrevision eine Identität zu geben und den Verfassungsrat als eigenständige Behörde sichtbar zu machen.



Das Logo, das bei der Vorbereitung der Totalrevision zur Anwendung kam, wird aus zwei Gründen nicht weiter verwendet: Erstens ist es nicht repräsentativ für den Verfassungsrat, und zweitens lässt es sich schwer auf einer ganzen Zeile verwenden. Zudem ist es im Schwarzweissdruck nicht überzeugend. 



Laut dem Entwurf beauftragt das Sekretariat unter der Verantwortung des Büros eine Schule für Grafik mit der Ausarbeitung des neuen Logos. Die Studierenden werden mehrere Entwürfe einreichen, unter denen das Büro das endgültige Logo auswählt. Dieses wird während der ganzen Verfassungsrevision auf sämtlichen Dokumenten des Verfassungsrats verwendet.





b.	Informations- und Dokumentationszentrale



Das Sekretariat ist gemäss der Geschäftsordnung des Verfassungsrats dafür zuständig, den Mitgliedern des Verfassungsrats die für ihr Amt erforderlichen Informationen und Unterlagen abzugeben (Protokolle, Amtliches Tagblatt der Sitzungen, Unterlagen zu einem bestimmten Thema usw.). 



Der Konzeptentwurf übernimmt diesen Grundsatz und präzisiert ihn. Da das Sekretariat den Auftrag hat, alle Informationen und Unterlagen in Bezug auf die Totalrevision aufzubewahren, und durch seine Aufgaben den Überblick über die Arbeiten hat, kommt ihm sowohl intern als auch nach aussen die Funktion einer Informationszentrale zu.

Es ist insbesondere beauftragt, ein Klassierungssystem für alle schriftlichen Dokumente des Verfassungsrats zu entwickeln (Sammelordner). Der Ordner wird auf dem Sekretariat, in allen öffentlichen Bibliotheken des Kantons und in den Bibliotheken der Sekundarstufe aufliegen.





c.	Pressekonferenzen



Der Konzeptentwurf sieht vor, dass der Verfassungsrat regelmässig Pressekonferenzen organisiert. Es ist in der Tat sehr wichtig, dass die Medien in die Verfassungsrevision eingebunden werden, dass sie sich für das Vorhaben interessieren, damit sie die Arbeit des Verfassungsrats verfolgen und die Bevölkerung informieren. 



Das Büro plant und organisiert die Pressekonferenzen mit der Unterstützung des Sekretariats. Um den Journalistinnen und Journalisten die Arbeit zu erleichtern, händigt das Sekretariat ihnen einige Tage vor der Pressekonferenz die erforderlichen Unterlagen und allfällige Zusammenfassungen aus (mit Sperrfrist). Das Büro setzt den Zeitpunkt der Pressekonferenzen unter Berücksichtigung der Forderungen der Medien und der Gleichbehandlung fest und versucht Terminkollisionen mit anderen Konferenzen möglichst zu vermeiden. Es staffelt die Information und koordiniert die Stellungnahmen der Sachbereichskommissionen, wobei es jeden Monat prüft, ob eine Pressekonferenz erforderlich ist. Dabei berücksichtigt es den Stand der Diskussionen und vor allem – während des ersten Jahres – die Zwischenentscheide der Sachbereichskommissionen. Es sorgt dafür, dass die Pressekonferenzen nicht zu häufig stattfinden, da sonst die Gefahr besteht, dass sie zu wenig Inhalte haben und das Interesse der Journalistinnen und Journalisten nachlässt. Gleichzeitig unternimmt es die nötigen Schritte, damit nicht jeweils eine Flut von Informationen abgegeben wird, die unmöglich in einem halben Tag zu bearbeiten ist.



Während der Arbeit in den Sachbereichskommissionen informiert das Büro die Medien über die Arbeitsplanung und die Arbeitsweise des Verfassungsrats, während die Kommissionen über den Inhalt ihrer Arbeit informieren. Dabei berücksichtigen sie dieselben Kommunikationsvorschriften, d.h. ihre Vertreterinnen und Vertreter sind verpflichtet, die Mehrheits- und Minderheitsmeinungen innerhalb der Kommission anzugeben, ohne jedoch Namen bekanntzugeben (Grundsatz der nichtöffentlichen Sitzungen). Des Weiteren sorgen sie dafür, dass die Information in beiden Amtssprachen erfolgt. Dafür gibt es mehrere Möglichkeiten: Die Kommissionen können z.B. einmal einen französischsprachigen Vertreter und ein andermal eine deutschsprachige Vertreterin bezeichnen oder für jede Pressekonferenz zwei Vertreterinnen oder Vertreter (deutscher und französischer Sprache) ernennen usw.





d.	Präsenz in den Medien



Die Arbeitsgruppe hat das Schwergewicht von Anfang an auf die Entwicklung einer dynamischen Kommunikationspolitik gelegt, welche die Mitwirkung des Volks fördert. Bei der Prüfung der Kommunikationskonzepte anderer Kantone hat die Arbeitsgruppe insbesondere festgestellt, dass der Verfassungsrat des Kantons Waadt jede Woche über eine Seite in der Zeitung "24 heures" verfügt, für welche die Mitglieder des Verfassungsrats und die Bevölkerung Beiträge schreiben. Die Arbeitsgruppe fand diese Kommunikationsform interessant, denn sie erlaubt es, die Medien in den Prozess der Verfassungsrevision einzubeziehen und den Dialog zwischen den Mitgliedern des Verfassungsrats und der Bevölkerung herzustellen. Die Mitglieder der Arbeitsgruppe haben deshalb mit den Chefredaktoren verschiedener lokaler Zeitungen und Radios Kontakt aufgenommen um abzuklären, ob eine solche Lösung auch im Kanton Freiburg möglich wäre.



Schliesslich wurden folgende Grundsätze beschlossen: Mehrere lokale und kantonale Zeitungen stellen dem Verfassungsrat regelmässig Platz in ihrer Zeitung zur Verfügung, während Radio Freiburg regelmässig Sendezeit für den Verfassungsrat reserviert. Die Mitglieder des Verfassungsrats schreiben Artikel und äussern sich über Radio Freiburg. Sie fordern die Bevölkerung zur Mitwirkung auf. 



Die Einzelheiten werden zu einem späteren Zeitpunkt zwischen dem Büro und den einzelnen Medien verhandelt. Dabei werden vor allem die Häufigkeit und die Form der Beiträge, die Auswahl der Verfasserinnen und Verfasser bzw. der Sprecherinnen und Sprecher sowie der Themen usw. diskutiert.



Die im Konzeptentwurf vorgeschlagene Lösung könnte während der ganzen Verfassungsrevision zur Anwendung kommen, sofern die Bilanz im ersten Jahr positiv ausfällt.





e.	Schriftliche Kommunikation



Der Verfassungsrat zählt auf die Medien, was die Berichterstattung über seine Tätigkeit anbelangt. Allerdings muss er laut dem Konzept auch seine eigenen Informationskanäle in Anspruch nehmen. Dabei muss er aber sicherstellen, dass die schriftlichen Dokumente soweit wie möglich in beiden Amtssprachen des Kantons verfasst werden.



Intern geht es darum, die regelmässige Information sämtlicher Mitglieder zu gewährleisten, damit diese den Überblick über die Arbeiten behalten. Die Mitglieder können die Information anschliessend auch in ihrem Umfeld zirkulieren lassen. In dieser Beziehung kommt der geplanten Website des Verfassungsrats eine wichtige Funktion zu (vgl. weiter unten). Das Internet allein genügt jedoch nicht, denn sonst würden den Mitgliedern, die keinen Internetzugang haben, wichtige Informationen vorenthalten.



Bei der Kommunikation nach aussen geht es darum, die übrigen Behörden, die Medien, die interessierten Institutionen und Personen sowie die gesamte Bevölkerung regelmässig und direkt über die Tätigkeit des Verfassungsrats zu informieren.



Diese Ziele lassen sich je nach Zielpublikum mit verschiedenen Mitteln konkretisieren. 



Der Konzeptentwurf schlägt zunächst vor, dass der Verfassungsrat ein Informationsbulletin herausgibt, das grundsätzlich viermal pro Jahr erscheint. Das Bulletin wird sowohl intern als auch extern (Mitglieder der Gemeinde-, Kantons- und Bundesbehörden, Medien, alle interessierten Personen und Organisationen) verteilt. Es umfasst vor allem Informationen über die Organisation und die Tätigkeit des Verfassungsrats, die Sitzungsplanung der Fraktionen und themenbezogenen Arbeitsgruppen, die vorgesehenen Veranstaltungen usw. Das Büro koordiniert die Information. Das Präsidium ist für die Redaktion zuständig. Es wacht insbesondere darüber, dass alle Kommissionen Beiträge für das Bulletin schreiben, und fordert auch die Verfassungsrätinnen und –räte auf, ihre persönlichen Ansichten zu formulieren, damit das Bulletin die verschiedenen Meinungen innerhalb des Verfassungsrats widerspiegelt. Das Sekretariat ist unter der Verantwortung des Büros mit der Gestaltung und Realisierung des Informationsbulletins beauftragt. Es kann jedoch externe Unterstützung beiziehen, z.B. für die grafische Gestaltung oder den Druck.



Wie der Konzeptentwurf festhält, sollen im ersten Jahr neben dem regelmässigen Informationsbulletin auch "Mitteilungen des Verfassungsrats" erscheinen, die an alle Haushalte versandt werden (die Kantone Schaffhausen und Graubünden haben ebenfalls diese Form der Kommunikation gewählt). Die Mitteilungen ergänzen das Informationsbulletin insofern, als sie als bürgerfreundliches Informationsinstrument konzipiert sind, das sich an die ganze Bevölkerung des Kantons Freiburg richtet. Sie müssen ausserdem die Bevölkerung zur Mitwirkung auffordern: Man könnte beispielsweise in einer Ausgabe einen Fragebogen zu den Themen der Verfassungsrevision beilegen. Die Mitteilungen werden der Bevölkerung in der ersten Hälfte des Jahres 2001 zugestellt. Das Büro wird im folgenden Jahr über die Weiterführung der Mitteilungen entscheiden, dies namentlich unter Berücksichtigung ihrer Wirkung und Kosten.





f.	Website



Die Kantone sind sich bereits seit einigen Jahren bewusst, dass das Internet ein wichtiges und nützliches neues Kommunikationsinstrument ist. Die Mehrheit der Kantone, die ihre Verfassung total revidiert haben oder revidieren, haben dazu eine Website eingerichtet (z.B. Basel, Neuenburg, Waadt, Zürich usw.). 



Im Kanton Freiburg hat die mit der Totalrevision beauftragte Projektoberleitung eine Website zu den vorbereitenden Arbeiten eingerichtet (www.etatfr.ch/revision-constitution). Auf dieser Site ist insbesondere die Botschaft des Staatsrats von 1998, die vier Ideenhefte, deren Auswertungen usw. zu finden. Sie wurde jedoch seit der Wahl des Verfassungsrats nicht mehr aktualisiert, denn es obliegt dem Verfassungsrat zu entscheiden, ob und in welcher Form die Site weitergeführt werden soll.



Gemäss dem Konzeptentwurf der Arbeitsgruppe richtet der Verfassungsrat seine Site auf der Grundlage der bestehenden Site ein. Die Site muss sich sowohl intern als auch extern als Kommunikationsmittel eignen.

Sie müsste z.B. über die Tätigkeit und den Zeitplan des Verfassungsrats informieren und die öffentlichen Dokumente, eine Zusammenfassung der Beratungen der Sachbereichskommissionen, Links zu verwandten Sites usw. umfassen. Die Arbeitsgruppe war aber übrigens dagegen, dass die Protokolle der Sitzungen der Sachbereichskommissionen den Verfassungsratsmitgliedern mit einem Code online zugänglich gemacht werden, da sie befürchtet, die Protokolle könnten den Weg an die Öffentlichkeit finden. Die Kommissionen müssen ihre Diskussionen jedoch nach jeder Sitzung zusammenfassen und online zur Verfügung stellen. Die Zusammenfassungen geben Auskunft über die behandelten Themen bzw. die während der Sitzung gefassten Beschlüsse, wobei auch die verschiedenen Meinungen innerhalb der Kommission zum Ausdruck kommen müssen. Auf diese Weise wollte die Arbeitsgruppe den Grundsatz der nichtöffentlichen Sitzungen mit der Notwendigkeit der Transparenz in Einklang bringen.

Im Übrigen muss die Site auch der Öffentlichkeit zugänglich und interaktiv sein, damit die Bürgerinnen und Bürger ihre Meinungen und Vorschläge einbringen können. Sie sollte deshalb ein Forum zu jedem Thema enthalten, in dem sich alle interessierten Personen äussern können.

Schliesslich sollten sich interessierte Personen und Institutionen (z.B. Journalistinnen und Journalisten) in eine Liste eintragen können, damit sie per E-Mail benachrichtigt werden, sobald neue Informationen verfügbar sind.



Das Büro koordiniert die Information. Das Sekretariat hat den Auftrag, die Site unter der Verantwortung des Büros einzurichten und zu betreuen. Es kann externe Unterstützung beiziehen, insbesondere für die grafische Gestaltung der Site. Die Site muss während der ganzen Verfassungsrevision regelmässig aktualisiert werden, damit sie für die Surferinnen und Surfer innerhalb und ausserhalb des Kantons attraktiv bleibt.





Direkte Kontakte mit der Bevölkerung



Der Konzeptentwurf sieht verschiedene Möglichkeiten vor, um den direkten Kontakt zwischen den Mitgliedern des Verfassungsrats und der Bevölkerung sicherzustellen.





Forumsdiskussionen

Die Arbeitsgruppe schlägt zunächst einmal vor, dass der Verfassungsrat regelmässig Forumsdiskussionen organisiert, um die Bevölkerung zu informieren und ihre Meinung zu den verschiedenen Themen der Verfassungsrevision einzuholen. Für die Organisation dieser Anlässe kommen mehrere Lösungen in Frage. Im Kanton Waadt sind die Verfassungsrätinnen und –räte für die Planung und Organisation zuständig. Sie haben daher in ihrer jeweiligen Region Informationsveranstaltungen zu ausgewählten Themen organisiert. Die Bilanz fällt allerdings durchzogen aus, da sich die Veranstaltungen häuften, wodurch das Interesse der Bevölkerung nachliess, ohne dass es aber zu einer richtigen Debatte kam, denn die Verfassungsratsmitglieder beschränkten sich oft darauf, den Stand der Arbeiten zusammenzufassen, und ermöglichten keine Diskussion.



Aufgrund dieser Erfahrungen schlägt der Konzeptentwurf eine andere Lösung vor: Im ersten Jahr soll wenn möglich eine Forumsdiskussion pro Bezirk organisiert werden. Auf diese Weise finden nicht zu viele Veranstaltungen statt, und gleichzeitig ist die Präsenz des Verfassungsrats im ganzen Kanton gewährleistet. 

Jede Forumsdiskussion ist einem "brisanten" Thema der Verfassungsrevision gewidmet (Ausländerstimmrecht, territoriale Gliederung, Sprachen usw.).

Der Verfassungsrat lädt die Vertreterinnen und Vertreter der von einem Thema besonders betroffenen Kreise ein. Wenn z.B. über die Arbeitsweise der Behörden diskutiert wird, werden in erster Linie die Mitglieder des Staatsrats und des Grossen Rats eingeladen. Der Zweck besteht darin, die aktive Kommunikation mit den direkt betroffenen Kreisen und ihren allfälligen Vertreterinnen und Vertretern sicherzustellen und ihre Meinungen und Vorschläge von Anfang an (und nicht erst während der offiziellen Vernehmlassung) einzuholen. Die Veranstaltungen stehen aber allen Bürgerinnen und Bürgern offen.

Die Diskussionen werden aus Gründen der Attraktivität abwechslungsreich gestaltet. Man könnte z.B. einmal einen Chor und ein andermal einen Komiker einladen, um die Debatte zu einem bestimmten Thema zu lancieren. Die Gesprächsleitung übernimmt grundsätzlich eine Person ausserhalb des Verfassungsrats. Das Sekretariat notiert die Bemerkungen und Vorschläge aus dem Publikum und leitet sie an die Sachbereichskommissionen weiter.



Die Forumsdiskussionen werden von den Verfassungsrätinnen und –räten des entsprechenden Bezirks, unter Mithilfe des Sekretariats (Verpflegung, Dokumentation usw.), organisiert. Da die Verfassungsrätinnen und –räte die Bevölkerung ihres Bezirks und die örtlichen Bedingungen am besten kennen, ist es nur sinnvoll, wenn die Verfassungsratsmitglieder einer Region die Forumsdiskussionen organisieren.

Einige Punkte müssen allerdings auf kantonaler Ebene koordiniert werden, damit die Veranstaltungen zu einem Erfolg werden: So plant das Büro die Forumsdiskussionen mit der Unterstützung der Präsidentenkonferenz, um sicherzustellen, dass verschiedene Themen behandelt werden und dass in jedem Bezirk eine Forumsdiskussion stattfindet. Das Büro wird den Nutzen Ende 2001 evaluieren und je nach Stand der Arbeiten entscheiden, ob eine Weiterführung sinnvoll ist.





Weitere Möglichkeiten

Der Konzeptentwurf sieht neben den Forumsdiskussionen weitere Möglichkeiten des direkten Kontakts zwischen den Mitgliedern des Verfassungsrats und der Freiburger Bevölkerung vor: Treffen mit Vertreterinnen und Vertretern aus Wirtschaft und Gesellschaft, mit Mitgliedern der Gemeinde-, Kantons- und Bundesbehörden, mit Jugendlichen, mit Ausländerinnen und Ausländern usw.



Diese Möglichkeiten ergänzen die Forumsdiskussionen in zweierlei Hinsicht:

Einerseits geht es hier nicht darum, die Bevölkerung zu den vom Verfassungsrat organisierten Veranstaltungen einzuladen, sondern darum, auf die Leute zuzugehen, sie in ihrem Umfeld aufzusuchen (Gemeinderat, Schulen usw.). Auf diese Weise können Personen erreicht werden, die grundsätzlich nicht an eine ausdrücklich der Verfassungsrevision gewidmete Veranstaltung gehen würden.

Andererseits geht es aber auch darum, die Beziehungen zu den direkt betroffenen Kreisen ausserhalb der Forumsdiskussionen zu vertiefen. Es ist z.B. zu be�grüssen, dass eine Delegation des Verfassungsrats regelmässig mit einer Delegation des Staatsrats zusammenkommt, damit sich die Behörden gegenseitig über den Stand ihrer Arbeiten informieren können. Des Weiteren ist es auch sinnvoll, dass sich die Mitglieder des Verfassungsrats mehrmals pro Jahr mit den im Rat nicht vertretenen Jugendlichen und Ausländerinnen und Ausländern treffen und ihre Meinungen einholen.



Laut dem Konzeptentwurf sollen die Verfassungsrätinnen und –räte die Arbeit des Verfassungsrats in ihrem Umfeld, d.h. vor allem Wirtschaft, Gesellschaft und Region, bekanntmachen. Das Büro fordert sie auf, Referate zu halten, und es teilt den Vertreterinnen und Vertretern aus Wirtschaft und Gesellschaft sowie den Gemeinderäten, Gemeindeverbänden usw. mit, dass sie für Referate an Versammlungen zur Verfügung stehen. 



Es ist auch vorgesehen, dass sich die Mitglieder des Verfassungsrats mit Vertreterinnen und Vertretern der übrigen Behörden auf Bundes- und Gemeindeebene treffen. In Bezug auf die Kontakte zwischen dem Verfassungsrat und den übrigen Kantonsbehörden übernimmt der Konzeptentwurf die Regeln der Geschäftsordnung. Er sieht für die ganze Dauer der Verfassungsrevision regelmässige Treffen zwischen den Mitgliedern des Verfassungsrats und denjenigen der übrigen Kantonsbehörden vor. Zudem präzisiert der Entwurf, dass die Mitglieder der Kantonsbehörden mit beratender Stimme an den Plenar- oder Kommissionssitzungen teilnehmen und angehört werden können. Solche Kontakte sollten die gegenseitige Information fördern und dazu beitragen, dass die Arbeiten des Verfassungsrats und die laufende Staatsreform besser koordiniert werden. Im Übrigen wird der Verfassungsrat auf diese Weise als eigenständige politische Behörde auf der politischen Bühne des Kantons sichtbar.



Schliesslich sollen die Jugendlichen und die Ausländerinnen und Ausländer laut dem Konzeptentwurf besonders einbezogen werden. Die ausländische Bevölkerung stellt etwa 1/5 der Einwohnerinnen und Einwohner des Kantons. Auch die Jugendlichen zwischen 13 und 18 Jahren machen einen beträchtlichen Teil der Bevölkerung aus und erhalten im Übrigen später das Stimmrecht. Ein Teil dieser Jugendlichen wird im Jahr 2004 über die neue Verfassung abstimmen können. Beide Gruppen sind jedoch aus dem Entscheidungsprozess ausgeschlossen, obwohl sie von der Verfassungsrevision direkt betroffen sind. Es ist daher angezeigt, sie zu fragen, was sie von einem neuen Grundgesetz erwarten. Zu diesem Zweck könnte eine Delegation des Verfassungsrats regelmässig mit dem Jugendrat, weiteren Jugendgruppierungen sowie mit Mitgliedern des Centre Suisses-Immigrés und anderer Ausländervereinigungen zusammenkommen. Der Verfassungsrat könnte sich auch für die Organisation von Diskussionen zu Themen der Verfassungsrevision in den Schulen und Freizeitzentren zur Verfügung stellen. Die Forumsdiskussionen sprechen zwar sicher einen beträchtlichen Teil der Bevölkerung an, vielleicht aber weniger die Jugendlichen des Kantons, dies umso mehr, als die Teilnahme an einer solchen Diskussion einen aktiven Schritt voraussetzt. Aus diesem Grund schlägt der Entwurf vor, auf die Jugendlichen zuzugehen und das Gespräch dort zu suchen, wo sie sich gewöhnlich aufhalten. Wie der Konzeptentwurf schliesslich festhält, sollen die Jugendlichen und die Ausländerinnen und Ausländer von den Sachbereichskommissionen angehört werden (vgl. weiter unten Anhörungen).





3.	Vernehmlassung



Dieser Teil des Konzepts beschränkt sich auf die vernehmlassungsspezifischen Aspekte. Die Massnahmen, die sowohl die Kommunikation als auch die Vernehmlassung betreffen, wurden bereits im Teil "Kommunikation" beschrieben.





a.	Vernehmlassung bei der Bevölkerung



Nach der Abstimmung über den Grundsatz der Totalrevision der Verfassung, der Beauftragung eines Verfassungsrats mit dieser Aufgabe und dessen Wahl muss die neue Verfassung vom Volk ausgehen. Es ist daher sowohl notwendig als auch von symbolischer Bedeutung, dass der Bevölkerung bei der Vernehmlassung erste Priorität eingeräumt wird.



Obwohl es sich hier nicht um eine formelle Vernehmlassung handelt, muss sie es allen Einwohnerinnen und Einwohnern des Kantons ermöglichen, ihre Meinung zu äussern, und zwar während der ganzen Dauer der Verfassungsrevision. Wie bei den anderen konsultierten Organen ist die Chance, auf die Debatte Einfluss nehmen zu können, grösser, wenn sich die Bürgerinnen und Bürger in der ersten Phase (2001 und Anfang 2002) zu Wort melden.



Der Verfassungsrat ist also offen für Meinungsäusserungen und Vorschläge. Er wird die Freiburgerinnen und Freiburger über die ihm zur Verfügung stehenden Kommunikationskanäle sogar auffordern, sich einzubringen, und sucht zu diesem Zweck auch die Unterstützung der Medien.



Fragebogen werden dabei nur zurückhaltend verwendet. Es geht weder darum, Meinungsumfragen durchzuführen, noch soll dieser Eindruck entstehen. Der Verfassungsrat will die Bürgerinnen und Bürger lediglich ermuntern, sich zu äussern, und es ihnen erleichtern, ihre Meinungen und Vorschläge zu Papier zu bringen, was vor einem leeren Blatt schwerer fällt.



Das Sekretariat wird alle Stellungnahmen der Bevölkerung sammeln und sie regel�mässig an das Büro und die Präsidentinnen und Präsidenten der zuständigen Kommissionen weiterleiten.





b.	Wettbewerb für die Formulierung der Präambel



Die Ausschreibung eines Wettbewerbs für die Formulierung der Präambel ist eine attraktive Form der Mitwirkung. Der Bund und der Kanton Schaffhausen haben damit sehr positive Erfahrungen gemacht. 



Die Präambel ist der "Eingang" einer Verfassung. Es ist eine reizvolle Vorstellung, dass alle, die dies wünschen, bei ihrer Ausarbeitung mitwirken können. Der Wettbewerb wäre z.B. eine Gelegenheit, die Schulen einzubeziehen. Es wäre sogar denkbar, dass die neue Verfassung des Kantons Freiburg mehrere Präambeln hat: Dadurch würden die Motivation und der Wille des Volks besser zum Ausdruck kommen.



Das Büro oder die für die allgemeinen Grundsätze zuständige Sachbereichskommission wird eine Auswahl von Texten treffen, um dem Verfassungsrat den Entscheid zu erleichtern. Die besten Vorschläge werden in der Presse veröffentlicht und ausgezeichnet.



Der Verfassungsrat ist jedoch nicht an die Ergebnisse des Wettbewerbs gebunden. Es steht ihm frei, einen oder mehrere der vorgeschlagenen Texte zu übernehmen oder selbst eine Präambel zu verfassen.





c.	Anhörungen



Die Anhörung von Gruppierungen oder Personen, die den entsprechenden Wunsch geäussert haben, ist in der Geschäftsordnung vorgesehen. Sie wird den Kommissionen dabei helfen, ihre Kenntnisse in den ihnen zugewiesenen Bereichen zu vertiefen.



Die Anhörungen werden ihnen dabei helfen, die Grundlage und das Gewicht gewisser Meinungen einzustufen, und zur Ausarbeitung einer zeitgemässen und zukunftsgerichteten Verfassung beitragen.



Die Kommissionen bestimmen selbst, wen sie anhören wollen. Die angehörten Gruppierungen oder Personen können den Kommissionen einen Bericht unterbreiten.



Die Anhörungen stehen den Medien offen. Diese Praxis ist mit der Geschäftsordnung des Verfassungsrats vereinbar, da sich der Grundsatz der nichtöffentlichen Sitzungen auf die Beratungen der Kommissionen und nicht auf die von ihnen durchgeführten Anhörungen bezieht.





d.	"Offizielle" Vernehmlassung



Sobald die Thesen und Vorschläge der Kommissionen im Plenum diskutiert worden sind, sollten sie in eine breite Vernehmlassung gegeben werden. Die Redaktionskommission bereitet zu diesem Zweck ein Dossier vor, das vom Verfassungsrat genehmigt wird. Dieses Dossier ist Gegenstand einer Vernehmlassung, die hinsichtlich ihrer Form "klassisch", in Bezug auf ihre Grösse aber aussergewöhnlich ist, da sie über 1000 Adressaten umfasst. Die Adressaten entsprechen der detaillierten Liste des Zielpublikums, das regelmässig über die Arbeiten des Verfassungsrats informiert wird.



Gemäss der Rahmenplanung des Büros soll das Vernehmlassungsdossier im Juni 2002 verabschiedet werden. Die konsultierten Organe verfügen über eine Frist von fünf Monaten für ihre Stellungnahme. Das Sekretariat wertet die Antworten bis Dezember 2002 aus. 



Die Ergebnisse der Vernehmlassung werden den Sachbereichskommissionen also für die 3. Prüfung und dem Verfassungsrat für die Lesungen des Vorentwurfs und die Verabschiedung des Verfassungsentwurfs zur Verfügung stehen.



Alle Massnahmen der Vernehmlassung, vor allem aber die "klassische" Vernehmlassung, werden dazu beitragen, die Chancen des Verfassungsentwurfs an der Urne abzuschätzen und wenn nötig zu erhöhen.





4.	Weitere Mitwirkungsmöglichkeiten



Eine eigentliche Vernehmlassung bei den Kindern ist kaum möglich. Die Idee, die Ohren zu spitzen, um ihre Erwartungen und Träume in Erfahrung zu bringen, ist jedoch so sympathisch, dass sie berücksichtigt wurde.

Der Verfassungsrat kann entweder selbst Gelegenheiten für die Äusserung ihrer Erwartungen schaffen, oder dann können sich die Kinder oder ihre Vertreterinnen und Vertreter (Eltern, Lehrkräfte, Betreuer usw.) von sich aus zu Wort melden. Einige Beispiele sind im Konzeptentwurf aufgeführt, doch sind auch andere Formen denkbar.

Die Verfassungsrätinnen und –räte sind gehalten, die Äusserungen der Kinder zu beachten. Sie können sich für Kontakte und Besuche in Schulen zur Verfügung stellen. 



Denkbar ist auch, dass die Verfassungsrätinnen und –räte an kulturellen Veranstaltungen, Sportanlässen, Märkten usw. teilnehmen. Zu diesem Zweck wird Informationsmaterial vorbereitet. Auf diese Weise könnte man den Verfassungsrat breiten Kreisen bekanntmachen und die betroffenen Personen und Organisationen zu Fragen und Reaktionen motivieren.







VI.	Überprüfung



Obwohl sorgfältig ausgearbeitet, ist das Vernehmlassungs- und Kommunikationskonzept kein starres Dokument, das während der ganzen Verfassungsrevision unverändert bleibt. Es ist zumindest notwendig, dass seine Umsetzung geprüft und evaluiert wird. Dafür ist das Büro zuständig, das die verantwortlichen Organe über allfällige Abweichungen oder Mängel informiert und die Einhaltung des Budgets überprüft.



Das Büro unterbreitet dem Verfassungsrat jedes Jahr einen Bericht über die Umsetzung des Konzepts. Es kann die Arbeitsgruppe "Vernehmlassung/Kommuni�kation" wieder einberufen, so oft dies notwendig ist.



Mit der Arbeitsgruppe verfügt das Büro über eine Gruppe von Verfassungsrätinnen und –räten, die sich besonders für Fragen der Kommunikation interessieren und bei der Ausarbeitung des Konzepts entsprechende Erfahrungen gesammelt haben. Der Arbeitsgruppe gehören übrigens mehrere Mitglieder des Büros – darunter das gesamte Präsidium – an.







VII.	Budget



Das Budget "Vernehmlassung/Kommunikation" gliedert sich in zwei Teile: unter "allgemeine Kosten" sind grundsätzlich die einmaligen Ausgaben aufgeführt, d.h. in gewisser Hinsicht die Investitionsausgaben, während die "Kosten für 2001" die Ausgaben für das Jahr umfassen, die zum Teil in den Jahren 2002 und 2003 wiederkehren.





Allgemeine Kosten



1)	Logo und Schriftzug, Realisierung durch die EMAF (Ecole de multimédias et d’art de Fribourg) in der Form eines Wettbewerbs bei den Studierenden (Kosten für die Realisierung, Preise, Ausstellung der Entwürfe):

�





	Fr.	2'500.-��2)	Sammelordner mit Fächern für die Dokumente des Verfassungsrats, Verteilung an alle Bibliotheken des Kantons und erhältlich auf dem Sekretariat:	

�



	Fr.	1'500.-��3)	Neue Struktur der Website des Verfassungsrats und Ausbildung des mit der Betreuung beauftragten Personals (Die Site wird vom Informatikzentrum gehosted):	

�



	Fr.	3'600.-��4)	Informationsmaterial (Plakate usw.):

�	Fr.	4'000.-��5)	Werbung und Ausschreibung des Wettbewerbs für die Formulierung der Präambel:

�

	Fr.	2'500.-��Total allgemeine Kosten:

�	Fr.	14'100.-��



Kosten für 2001



6)	Layout und Druck des Informationsbulletins (2000 Ex.), schätzungsweise 900 Franken, Porto 700 Franken, für jede Ausgabe (4 Ausgaben):

�



	Fr.	6'400.-��7)	Realisierung und Druck der Mitteilungen (im Umfang von 2 A4-Seiten französisch, 2 A4-Seiten deutsch), schätzungsweise 10'600 Franken, Porto 15'600 Franken:

�



	Fr.	26'200.-��8)	7 Forumsdiskussionen (1 pro Bezirk). Durchschnittlich 1'200 Franken für die künstlerischen Darbietungen, 200 Franken für die Gesprächsleitung, 1'100 Franken für die Werbung (Presse und Faltblätter):

�



	Fr.	17'500.-��Total Kosten für 2001�	Fr.	50'100.-��



Bemerkung:



In diesem Budget nicht enthalten sind:

die Treffen mit den Behörden und anderen Kreisen sowie die Pressekonferenzen, die als kostenlos angesehen werden;

der Druck des Amtlichen Tagblatts des Verfassungsrats, der als interne Handlung gilt.





Schlussfolgerung



Der vorliegende Entwurf des Vernehmlassungs- und Kommunikationskonzepts entspricht der Geschäftsordnung und dem Geist der bisherigen Beratungen des Verfassungsrats. Damit sollte der gesamte Revisionsprozess von den Stichwörtern Transparenz und Mitwirkung gekennzeichnet sein. Das Konzept schlägt sowohl für die Vernehmlassung als auch für die Kommunikation eine breite Palette von Massnahmen vor. Die Initiative geht sowohl vom Verfassungsrat und seinen Organen als auch von seinen Partnern – Bevölkerung, Behörden, Interessengruppen, Medien – aus. Zudem gewährleistet das Konzept den internen Informationsfluss.



Der Zugang zur Information ist gesichert, und alle Einwohnerinnen und Einwohner des Kantons haben die Möglichkeit, ihre Meinungen und Vorschläge einzubringen. Eine besondere Form der Mitwirkung ist für die noch nicht stimmberechtigten Jugendlichen und die Ausländerinnen und Ausländer vorgesehen, beides wichtige Bevölkerungsgruppen, die im Verfassungsrat nicht direkt vertreten sind.



Viele Massnahmen betreffen sowohl die Kommunikation als auch die Vernehmlassung, wobei der Zweck der Information häufig darin besteht, die Bevölkerung zur Mitwirkung zu motivieren. Auch wenn der Verfassungsrat im Sinn hat, möglichst viele Meinungen und Vorschläge einzuholen, ist er trotzdem in keiner Weise an das Ergebnis der Vernehmlassungen gebunden. Es steht ihm frei, den Verfassungsentwurf auszuarbeiten, den er für richtig hält, wie es auch dem Volk bei der Abstimmung freistehen wird, den Entwurf anzunehmen oder abzulehnen.



Das Ziel, das Interesse der Bevölkerung aufrechtzuerhalten und sie an der Verfassungsrevision zu beteiligen, kann mit diesem Konzept erreicht werden. In der Überzeugung, dass das Konzept dem Verfassungsrat bei der optimalen Umsetzung seiner Informations- und Vernehmlassungspflicht gute Dienste leisten wird, beantragt Ihnen das Büro die Annahme des Vernehmlassungs- und Kommunikationskonzepts.
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